
Im zu Berlin-Lichtenberg 
gehörigen Dorf Falken-
berg plant die Senatsver-

waltung eine Containersied-
lung für Asylbewerber. Sehen 
Sie das Aufstellen solcher 
Wohncontainer als Lösung für 
ankommende Flüchtlinge?

Containerdörfer können prinzipiell 
keine gute Lösung sein, geflüch-
teten Menschen eine 
angemessene Unter-
kunft zu bieten. Wir 
kritisieren vor allem 
das Vorgehen des Se-
nats, die Anwohner 
und die Bezirkspoli-
tiker vor vollendete 
Tatsachen zu stellen. 
Der geplante Standort 
birgt für die Geflüch-
teten viele Schwierig-
keiten: lange Wege 
für die notwendigen 
Behördengänge und 
Arztbesuche, fehlen-
de Schulplätze für die 
Kinder ….

Für den morgigen Dienstag 
mobilisieren Rechtsradikale 
zu einer Demonstration ge-
gen die geplante Container-
siedlung. Missbrauchen die 
Rassisten Sorgen von Anwoh-
nern?

Ja – es gibt selbstverständlich auch 
berechtigte Sorgen der Anwohner, 
wie sie nun einmal immer aus dem 
Zusammenleben verschiedener 
Menschen an einem Ort resultie-
ren, aber diese werden durch Rassi-
sten und Rechtsradikale instrumen-
talisiert und missbraucht. Vor ei-
nem »gesunden Volksempfinden« 
graut es mir, das wurde zu oft im 
»Dritten Reich« betont und sollte 
letztlich die Vernichtung aller An-
dersdenkenden rechtfertigen.

Der letzte größere rechtsradi-
kale Aufmarsch in dieser Ge-
gend fand im Jahr 2002 statt 
und endete dank antifaschisti-
scher Gegenmobilisierung mit 
einem Desaster. Meinen Sie, 
morgen an diesen damaligen 
Erfolg anknüpfen zu können?

Es gibt jetzt und hier eine gute Ver-
netzung verschiedener zivilgesell-
schaftlicher Kräfte, der Stadtteil-
zentren und des Bezirksamtes. Sehr 
schnell wurden Kundgebungen und 
Demonstrationen angemeldet, un-
ser Aufruf zur Gegendemonstrati-
on verbreitet. Andererseits will ich 
nie wieder erleben, dass ein ganzer 
Stadtteil, wie damals im Mai 2002, 
von der Polizei zu einem »No-Go- 
Area« für Nichtnazis verwandelt 
wird.

Gibt es in Lichtenberg nen-
nenswerte rechtsradikale 
Strukturen, oder wurde das al-
les von außen hereingetragen?

Sicher gibt es noch solche Struktu-
ren in Lichtenberg, die NPD ist mit 
zwei Verordneten in der Bezirks-
parlament vertreten, Beleidigun-
gen und Schmierereien kommen 
immer wieder vor. Auf der anderen 
Seite konnte durch gemeinsame 
zivilgesellschaftliche Aktionen die 
Schließung eines rechtsextremen 
Treffpunktes erreicht werden.

Im Bezirk wurde 
massenhaft rechtes 
Propagandamate-
rial verteilt, in dem 
Flüchtlinge pau-
schal als Kriminelle 
diffamiert wurden. 
Gibt es einen sta-
tistisch nachgewie-
senen Zusammen-
hang zwischen der 
Unterbringung von 
Flüchtlingen und 
steigender Krimina-
lität?
Ein Zusammenhang 
zwischen der Unter-
bringung von Flücht-

lingen und erhöhter Kriminalität 
besteht nicht, das bestätigen uns 
regelmäßig die Informationen auch 
der Polizeidirektionen.

Meinen Sie, ein solidarisches 
Miteinander von Flüchtlingen 
und Alteingesessenen organi-
sieren zu können? Welche Plä-
ne und Vorstellungen gibt es in 
diesem Zusammenhang?

Es gibt von verschiedenen enga-
gierten Menschen und Initiativen 
konkrete Hilfsangebote für die Ge-
flüchteten, zum Beispiel Deutsch-
unterricht, oder die Aktion »ein 
Karton voll Weihnachten« für Kin-
der und Jugendliche in den Hei-
men, die durch das Bündnis für 
»Demokratie und Toleranz in Lich-
tenberg« organisiert wird.

In Lichtenberg ist Ihre Partei 
Die Linke vergleichsweise 
stark. Wie positionieren sich 
die anderen Parteien im Be-
zirk?

Am »Bündnis für Demokratie und 
Toleranz« sind, neben verschiede-
nen zivilgesellschaftlich Engagier-
ten, Abgeordnete und Verordnete 
aus Linkspartei und SPD sowie 
alle Bezirksamtsmitglieder betei-
ligt. In der letzten Bezirksverord-
netenversammlung wurde durch 
die Verordneten von Linke, SPD, 
CDU, Bündnis 90/Die Grünen und 
Piraten einhellig der Beschluss ver-
kündet; »Flüchtlinge sind in Lich-
tenberg willkommen«.

 Interview: Gerd Bedszent

n Aufruf zur antifaschistischen 
Gegendemonstration am Dienstag: 
»Willkommen in Lichtenberg. Soli­
darität mit Flüchtlingen«,  
http://lichtenberg.blogsport.de/
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Deutlicher Sieg für  
Japans Regierungspartei
Tokio. Die Koalition des japanischen 
Regierungschefs Shinzo Abe hat die 
vorgezogene Parlamentswahl am 
Sonntag mit überwältigender Mehr-
heit gewonnen. Prognosen zufolge 
stellt seine rechtskonservative Libe-
raldemokratische Partei (LDP) zu-
sammen mit ihrem Juniorpartner, 
der buddhistischen Komeito, minde-
stens zwei Drittel der Abgeordneten 
im Unterhaus des Parlaments. Die 
Wahlbeteiligung lag nur bei etwa 35 
Prozent, weit unter dem Rekordtief 
von gut 59 Prozent aus dem Jahr 
2012. 

Unter dem jetzt im Amt bestätig-
ten Ministerpräsidenten setzte die 
drittgrößte Volkswirtschaft auf eine 
Politik der extremen Geldvermeh-
rung und des staatlichen Dirigismus 
zur Ankurbelung der Ökonomie. 
Kehrseite sind höhere Steuern für 
Normalverdiener, deren Einkommen 
und Ersparnisse wegen der Inflation 
entwertet werden.
  (AFP/jW)

NACHRICHTEN

Tausende gegen Gauck
Demonstration zum Schloss Bellevue gegen Krieg und Militarismus

Rund 3.500 Menschen haben 
am Sonnabend in Berlin ge-
gen Krieg und Militarismus 

demonstriert. Auch in anderen deut-
schen Städten, so in Bochum und 
München, fanden Kundgebungen ge-
gen den Kurs der Bundesregierung 
und für den Frieden statt. Die Ak-
tionen waren der Auftakt des »Frie-
denswinters«, der zum 70. Jahrestag 
der Befreiung vom Faschismus am 
8. Mai 2015 in eine zentrale Großde-
monstration in Berlin münden soll.

Der Zug in Berlin bewegte sich am 
Sonnabend vom Hauptbahnhof zum 
Schloss Bellevue, dem Amtssitz von 
Bundespräsident Joachim Gauck. 
Gegen dessen Forderungen nach 
»mehr Verantwortung« Deutsch-
lands in der Welt richteten sich zahl-
reiche Parolen der Demonstranten, 
unter anderem »Gauck, Gauck, der 
nichts taugt – außer für den Kriegs-
klamauk!« Der Protest zeigte sich 
auch in Schuhen, die auf die Ra-
senfläche vor dem Schloss geworfen 
wurden.

Zum Auftakt unterstrich Reiner 
Braun vom Aktionsbündnis Frie-
denswinter in einem Redebeitrag den 
antifaschistischen Charakter der De-
monstration und betonte, dass natio-
nalistische Inhalte und rassistische 
Slogans nicht geduldet würden. Im 
Zug selbst waren keine rechten Pla-
kate oder Flugblätter wahrzunehmen, 
es dominierten vielmehr Fahnen der 
Linkspartei, der DKP, von einzelnen 
Gewerkschaften wie der GEW oder 
von ATTAC.

Der Theologe Eugen Drewer-
mann, der die Hauptrede bei der Ab-
schlusskundgebung hielt, forderte 
unter großem Applaus den Austritt 
Deutschlands aus der NATO, »dem 
aggressivsten Bündnis, das die Welt 
je gesehen hat«, und die »Abschaf-
fung der Bundeswehr«. Eine Gruppe 
von Pro-Kiew-Demonstranten, die 
ein »Solidarity for Ukraine«-Trans-
parent hochhielten, blieb unbehelligt 
– selbst als sie die Kundgebungsre-
den mit provokativen Zwischenrufen 
störten.

Im Vorfeld der Demonstrationen 
hatte es Auseinandersetzungen um die 
Breite des Bündnisses gegeben. Neben 
Organisationen der traditionellen Frie-
densbewegung wie den Ärzten für die 
Verhütung eines Atomkrieges – Ärzte 
in sozialer Verantwortung (IPPNW) 
oder Pax Christi gehörten dem Aufru-
ferkreis auch Vertreter der im Frühjahr 
entstandenen »Montagsmahnwachen« 
an, die mitunter eine nationalistische 
Schlagseite aufwiesen. Organisationen 
wie die Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes (VVN-BdA) hatten 
deshalb ihre Unterstützung zurückge-
zogen.

Im Anschluss an die Manifestation 
zog Aktivistin Laura von Wimmersperg 
von der Berliner Friedenskooperation 
gegenüber jW eine positive Bilanz: »Die 
Zusammensetzung der Teilnehmer erin-
nert an Friedensbewegung in den 80er 
Jahren.« Auch das Aktionsbündnis Frie-
denswinter zeigte sich in einer Presse-
erklärung vom Sonnabend »höchst zu-
frieden mit Teilnahme und Beiträgen« 
auf der Demonstration. jW-Bericht
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»Vor ›gesundem 
Volksempfinden‹ 
graut es mir«
In Berlin mobilisieren Rechte gegen 
Flüchtlingsheime. Am Dienstag will ein 
antifaschistisches Bündnis in Lichtenberg 
protestieren. Gespräch mit Birgit Stenzel

Birgit Stenzel ist Rechts-
anwältin und Bezirksver-

ordnete der Partei Die 
Linke, aktiv im »Lichten-

berger Bündnis für Demo-
kratie und Toleranz«. 
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Gegen die innere und äußere Militarisierung: Demonstration am Samstag vor dem Schloss Bellevue

Taxifahrer blockieren  
Straßen wegen Uber
Paris. Taxifahrer in Paris wollen aus Pro-
test gegen die Konkurrenz des Fahrver-
mittlungsdienstes UberPop am Montag 
die Zufahrten zur Hauptstadt blockie-
ren. Mehrere Vereinigungen von Taxi-
fahrern haben nach eigenen Angaben 
von Sonntag zu den Aktion aufgerufen, 
bei der ab fünf Uhr morgens die Strek-
ken der Flughäfen von Roissy und Or-
ly ins Zentrum gesperrt werden sollen. 
Hintergrund ist eine Entscheidung des 
Pariser Handelsgerichts, das am Frei-
tag ein Verbot des Dienstes abgelehnt 
hatte. Die Gesetzesbestimmungen zur 
Regelung von UberPop seien nicht im 
Amtsblatt veröffentlicht worden, lautete 
die Begründung des Gerichts.  (dpa/jW)

Bericht: Bundeswehr  
vor Einsatz gegen IS
Berlin. Die Bundesregierung will nach 
Informationen von Spiegel online deut-
sche Soldaten in die Kommandostäbe 
der internationalen Koalition gegen 

die Terrormiliz »Islamischer Staat« 
(IS) entsenden. Der Auslandseinsatz 
solle in dieser Woche vom Kabinett 
beschlossen und dann dem Bundestag 
zur Abstimmung vorgelegt werden. Im 
Entwurf für das Mandat heiße es, man 
wolle Stabsoffiziere in den Befehls-
zentralen in Kuwait und der irakischen 
Hauptstadt Bagdad stationieren. Mög-
lich sei die Entsendung von 100 bewaff-
neten Bundeswehrsoldaten.  (dpa/jW)

Militante Rechte  
im Visier von Behörden
Berlin. Rechte Gruppierungen könnten 
für vier Anschläge mit Brandsätzen 
auf Regierungsgebäude in Berlin ver-
antwortlich sein, die zwischen dem 25. 
August und dem 24. November ge-
schahen. Das berichtet der Spiegel und 
bezieht sich auf Informationen von 
deutschen Sicherheitsbehörden. Diese 
Behörden prüften auch einen Zusam-
menhang mit den seit Wochen immer 
größer werdenden fremdenfeindlichen 
Demonstrationen und neuen militan-
ten Strukturen von Neonazis.  (jW)


